








I
n der Zukunft werden IPPNW-Mit-
glieder auf das Jahr 2017 als 
Meilenstein der Vereinsgeschich-
te zurückblicken. Denn um einen 

Atomkrieg zu verhindern, müssen wir die 
Atomwaffen abschaffen. Mit der interna-
tionalen Kampagne ICAN (International 
Campaign to Abolish Nuclear Weapons) 
bekam diese Idee neuen Schwung: Am 
7. Juli 2017 verabschiedeten 122 atom-
waffenfreie Staaten in den Vereinten Na-
tionen einen Atomwaffenverbotsvertrag.

Der Vertrag verbietet nicht nur den Be-
sitz und Entwicklung sowie das Testen 
von Atomwaffen. Er untersagt auch den 
Einsatz und die Drohung des Einsatzes 
von Atomwaffen. Damit ist die nukleare 
Abschreckung an sich verboten. Darüber 
hinaus ist die Weitergabe, der Transfer 
und die Stationierung von Atomwaffen 
auf fremdem Territorium untersagt, eine 
klare Absage an die Praxis der nuklearen 
Teilhabe der NATO. Und: Assistenz für 
verbotene Aktivitäten ist ebenfalls ver-
boten. Somit ist auch die Finanzierung 
von Firmen, die Atomwaffen und atomare 
Trägersysteme herstellen, nicht mehr er-
laubt.

N iemand war erstaunt, als die Atom-
waffenstaaten und ihre Bündnis-

partner gleich nach Abschluss des Ver-
trags erklärten, sie würden dem Vertrag 
nie beitreten. Das müssen sie auch sa-
gen, um der Bildung einer Norm im Völ-
kerrecht zuvor zu kommen. Denn mit 
Inkrafttreten des Vertrages (drei Monate 
nach der 50. Ratifizierung) beginnt der 
Weg ins Gewohnheitsrecht. Dies kann 
nur verhindert werden, wenn sich genug 
Staaten dauerhaft dagegen wehren. Die 
Befürworter der Atomwaffen haben also 
harte Arbeit vor sich, ihr „Privileg“ zu 
verteidigen. Am 20. September 2017 
unterzeichneten die ersten 50 Staaten 
den Vertrag. Jetzt beginnt der lange Pro-
zess der Ratifizierungen, in dem sich 
weltweit Parlamente mit dem Vertrag 
auseinandersetzen. Sieben Staaten ha-
ben ihn bereits ratifiziert.

Drei Wochen später ereignete sich ein 
weiterer historischer Moment: Das Nobel-
komitee in Oslo kündigte an, dass ICAN 
den Friedensnobelpreis erhält. Die Jury 
und ICAN selbst machten deutlich, dass 
den Preis keine Einzelperson erhält, son-
dern das gesamte Netzwerk von über 450 
Partnerorganisationen. Da die IPPNW 

die Kampagne 2006 auf dem Helsinki-
Weltkongress ins Leben gerufen hatte, 
ist unser Verein also bereits zum dritten 
Mal mit dem Preis geehrt worden (1985 
IPPNW, 1997 Internationale Kampagne 
gegen Landminen und jetzt 2017 mit 
ICAN). Am 10. Dezember 2017 war die 
deutsche IPPNW durch Professor Gott-
stein, Carlotta Conrad, Helmut Lohrer 
und Lars Pohlmeier in Oslo vertreten, zu-
sammen mit vielen anderen IPPNWlerIn-
nen aus anderen Sektionen weltweit. In 
Deutschland organisierten die Regional-
gruppen zahlreiche Public Viewings und 
organisierten Veranstaltungen und Feste.

Die deutsche IPPNW-Sektion hatte das 
Atomwaffenverbot 2017 zum Schwer-

punkt der Öffentlichkeitsarbeit gemacht. 
Im Bundestagswahlkampf unterstützen 
Regionalgruppen und IPPNW-Mitglieder 
die Kampagne „Deutschland wählt atom-
waffenfrei“. Zeitgleich zur 2. UN-Verhand-
lungsrunde und zum „Women’s March 
against the Bomb“ am 17. Juni in Wa-
shington fand ein bundesweiter Aktionstag 
mit Infoständen, Mahnwachen und Kund-
gebungen statt. Und am Flaggentag im 
Juli wehten in über 200 Städten die Fah-
nen der „Bürgermeister für den Frieden“.

Historisches Abkommen
Atomwaffen verboten
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S
eit dem Sieg der Anti-AKW-
Bewegung im Hinblick auf den 
Atomausstieg in Deutschland 
steht der verantwortungsvolle 

Umgang mit den toxischen Hinterlassen-
schaften des Atomzeitalters immer mehr 
im Fokus. Neben dem radioaktiven Atom-
müll, der in tiefengeologische Langzeit-
lager überführt werden soll, geht es dabei 
auch um den gering radioaktiven Abfall 
aus dem Abriss von Atomkraftwerken. 
Dieser ist zwar strahlenschutztechnisch 
weniger gefährlich, mengenmäßig jedoch 
weitaus umfangreicher. Aktuell sieht das 
Gesetz vor, dass dieser Müll „freigege-
ben“ werden soll. Das bedeutet, dass er 
zu großen Anteilen aus der Kontrolle des 
Atomgesetzes entlassen und auf Haus-
mülldeponien oder in der Wiederverwer-
tung landen würde.

A ls ÄrztInnen haben wir die Gefahr 
einer unkontrollierten Verbreitung 

von radioaktivem Abfall schon lange kri-
tisiert. 2017 gelang es uns, mit unseren 
Forderungen bis hoch in die Bundespoli-
tik zu wirken. Eine von IPPNW-ÄrztInnen 
und lokalen AktivistInnen ausgehende 
Entschließung der Landesärztekammer 
Baden-Württemberg gegen die Freigabe 
von radioaktivem Restmüll schaffte es 

auf der Grundlage eines IPPNW-Gutach-
tens, die Aufmerksamkeit der grün-roten 
Landesregierung zu gewinnen und lös-
te eine Kontroverse zwischen Umwelt-
ministerium und Landesärztekammer 
aus. Als dann noch der Bundesärztetag 
in Freiburg im Mai eine Entschließung 
zu dem Thema verabschiedete, wurde 
auch die Bundespolitik auf die Brisanz 
des Themas aufmerksam. Der Präsident 

der Bundesärztekammer wurde ins Um-
weltministerium zitiert und gebeten, die 
Entscheidung des Bundesärztetags ein-
zukassieren. Montgomery beugte sich 
schließlich dem Druck und verkündete, 
dass die deutsche Ärzteschaft zu wenig 
Kompetenz im Umgang mit ionisierender 
Strahlung besitze und die Entscheidung 
des Ärzteparlaments unwissenschaftlich 
gewesen sei. Dabei hatten die Delegier-
ten lediglich darauf hingewiesen, dass 

die Bevölkerung durch die sogenannte 
„Freigabe“ gering radioaktiven Restmülls 
in die allgemeine Wiederverwertung und 
die Lagerung auf normalen Mülldeponien 
in den kommenden Jahrzehnten völlig un-
nötig und vermeidbar zusätzlichen Strah-
lenbelastungen ausgesetzt wird, und die 
Bundesregierung aufgefordert, sich zur 
Minimierung der gesundheitlichen Risi-
ken für eine Verwahrung auch des gering 
strahlenden Mülls auf den Kraftwerksge-
länden einzusetzen.

D ie IPPNW wird diesen Prozess auch 
2018 weiter aktiv begleiten und die 

ÄrztInnen in ihren Bestrebungen unter-
stützen, Druck auf die Politik auszuüben. 
Besonders wertvoll sind in diesem Zu-
sammenhang die IPPNW-Vorschläge zu 
rationaleren Entsorgungslösungen für ge-
ring radioaktiven Müll, die in Form eines 
Gutachtens vorliegen und eine tatsächli-
che Alternative zu der derzeitigen Freiga-
be darstellen. Ein gesünderer, sichererer 
und verantwortungsvoller Umgang mit 
radioaktiven Abrissmaterialien aus dem 
AKW-Rückbau ist nicht nur wünschens-
wert – er ist auch umsetzbar.

Atomares Erbe
Gesundheitliche Risiken der Freigabe von radioaktivem Abrissmüll

IPPNW-Information 
zur Freigabe von
radioaktivem Müll 
aus dem AKW-Abriss 
ippnw.de/bit/
freimessung
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Die Fukushima-Tschernobyl-Anzeige am 10. März 2017 war wie-
der ein großer Erfolg – mit über 2.000 UnterzeichnerInnen und 
einem guten finanziellen Ergebnis für die IPPNW. Schwerpunkt-
thema bildete die Atommüllproblematik. In der Anzeige wiesen 
wir auf die Notwendigkeit eines schnelleren Atomausstiegs hin 
und warnten vor den Gefahren der dauerhaften oberflächenna-
hen Zwischenlagerung radioaktiven Mülls. Auch sonst nutzten 
wir den 6. Jahrestag der Atomkatastrophe von Fukushima er-
neut für umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit. Unsere Analysen 
zur Situation in Fukushima und den gesundheitlichen Folgen der 
Kernschmelzen stießen auch 2017 auf ein breites Echo – sowohl 
in Deutschland als auch in übersetzter Form innerhalb der kriti-
schen Bevölkerung in Japan.

Am 27. April 2018 stellten die IPPNW sowie Vertreter von 
Anti-Atomkraft-Initiativen auf einer Pressekonferenz eine neue 
Stellungnahme zum Brennelementeexport der Juristin Dr. Cor-
nelia Ziehm vor, wonach die damalige Bundesumweltministerin 
Barbara Hendricks die Exporte von Brennelementen aus dem 
emsländischen Lingen für belgische und französische Pannen-
reaktoren hätte verbieten können und müssen.

Einen besonderen Schwerpunkt unserer Arbeit stellte die Unter-
stützung von lokalem Widerstand gegen noch laufende Atom-
einrichtungen dar: So beteiligten wir uns aktiv an der Großdemo 
und Menschenkette von Tihange nach Aachen im Juni 2017 und 
entwickelten gemeinsam mit der Aachener IPPNW Flyer und In-
formationsmaterialien zum Thema Katastrophenschutz, welche 
weit über die Aachener Stadtgrenzen hinaus Beachtung fanden. 
Mittlerweile kam es – vor allem auf Druck der IPPNW-Gruppe 
vor Ort – zur Vorverteilung von Jodtabletten in Aachen. Auch 
anderenorts beteiligten wir uns an lokalen Protesten – so zum 
Beispiel in Freiburg gegen das Atomkraftwerk Fessenheim oder 
in Ulm gegen das Atomkraftwerk Gundremmingen.

Die erste gemeinsame Sommerakademie der Anti-AKW-Be-
wegung in Wolfenbüttel im August war eine gute Gelegenheit, 
unsere konkrete IPPNW-Expertise zu den gesundheitlichen Fol-
gen ionisierender Strahlung in die Nachwuchsförderung einzu-
bringen. Neben zahlreichen hochkarätigen Vorträgen und an-
regenden interdisziplinären Diskussionen standen Führungen 
durch das sogenannte Endlager „Schacht Konrad“ und die 
Schachtanlage „Asse II“ auf dem Programm. Durch die regel-
mäßigen Treffen der Atommüllkonferenz und unserer Teilnahme 
am Atommüllreport stehen wir in regem Austausch mit dem Rest 
der deutschen Anti-AKW-Bewegung. Uns ist dabei wichtig, das 
gesammelte Expertenwissen und die Erfahrungen der Bewegung 
an die nächste Generation weiter zu geben.

Die IPPNW forderte im Bundestagswahlkampf alle Parteien in 
einem Offenen Brief auf, der Atomindustrie deutliche Vorgaben 
zu möglichen Laufzeitverlängerungen, zur Höhe finanzieller Aus-
gleichszahlungen und zu den Kosten von Zwischenlagerung und 
Endlagersuche zu machen. Den Konzernen dürfe der Atomaus-
stieg nicht weiter „vergoldet“ werden.

In Aachen wurden am 4. September 2017 Jodtabletten als Vor-
sorgemaßnahme gegen Schilddrüsenkrebs im Falle eines Atom-
unfalls in belgischen Atomkraftwerken verteilt. Die politische 
Entscheidung fußte auf einer Initiative der IPPNW Aachen, die 

Brennelemente: 
Pressekonferenz in Berlin 
Stellungnahme zum Export

Menschenkette: 
Von Tihange bis Aachen

IPPNW-Anzeige: 
6 Jahre Fukushima 

31 Jahre Tschernobyl

Sommerakademie: 
Führung durch Schacht Konrad

März

August

Juni

September

April

ATOMENERGIE

7



Demonstration: 
Protest in Lingen

die Lokalpolitiker mit den möglichen gesundheitlichen Konse-
quenzen einer Atomkatastrophe konfrontierte.

Auf dem IPPNW-Weltkongress in York gestalteten wir gemein-
sam mit KooperationspartnerInnen aus Kanada, Kenia, Südafri-
ka, Großbritannien, der Schweiz und Australien insgesamt drei 
Workshops zur „nuklearen Kette“: einen zum Thema Uranberg-
bau, einen zur globalen Energiewende und einen zum Umgang 
mit Atommüll. Alle drei Workshops stießen auf reges Interesse 
und stärkten die atomkritische Position innerhalb der internatio-
nalen IPPNW. Zudem gab es ein wissenschaftliches Symposium 
zur Situation in Fukushima und die Möglichkeit, über Plakate die 
TeilnehmerInnen über die Thematik zu informieren.

Am 9. September 2017 organisierten Anti-AKW-Organisatio-
nen eine große Demonstration im Atomzentrum Lingen. Kon-
kret ging es um die Schließung der Areva-Brennelementefabrik 
und des AKW Lingen. Zwei RednerInnen und Teilnehmende aus 
Belgien, Niger, Russland, Tansania und Deutschland kamen zu-
sammen, um auf den Widerspruch hinzuweisen, dass Deutsch-
land zwar aus der Atomenergieerzeugung aussteigt, Konzerne 
in Gronau und Lingen aber weiter Uran anreichern und Brenn-
elemente fertigen – und damit marode Pannenmeiler in Europa 
versorgen. Die IPPNW setzte sich 2017 daher für eine Schlie-
ßung der Einrichtungen in Gronau und Lingen und für einen 
Exportstopp für Brennelemente aus Deutschland ein.

Erstmalig fand das Uranium Film Festival in Berlin mit Unter-
stützung der IPPNW statt. Hier wurden Filme zu Atomthemen 
aus aller Welt präsentiert und dem Thema eine öffentliche Büh-
ne gegeben. Anlässlich der Eröffnung wurde im Zeiss-Planeta-
rium in Berlin auch unsere Ausstellung „Hibakusha Weltweit“ 
gezeigt, die den Menschen gewidmet ist, die durch die Atom-
industrie zu Schaden gekommen sind und die dafür kämpfen, 
dass künftig niemand mehr ihr Schicksal teilen muss. Weitere 
Installationen der Ausstellung fanden 2017 in Brandenburg an 
der Havel, München und in Mönchengladbach statt.

Anlässlich der internationalen Klimakonferenz COP 23 in Bonn 
bildeten wir gemeinsam mit zahlreichen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen ein Bündnis, um uns gegen die globale Bedro-
hung von fossiler und atomarer Energieerzeugung zu engagie-
ren. Unter dem Motto „Don’t Nuke the Climate“ setzten wir uns 
insbesondere dagegen ein, dass die Atomindustrie Zugriff auf 
Gelder aus dem „Green Climate Fund“ erhält, und präsentier-
ten unsere Argumente, weshalb Atomenergie keine Antwort auf 
den Klimawandel sein kann.

Mit der Abschaltung des Atomkraftwerkblocks Gundremmin-
gen B Ende Dezember sind in Deutschland nur noch sieben 
Atomreaktoren in Betrieb. Wir begrüßten die Abschaltung von 
Gundremmingen B, forderten aber gleichzeitig die umgehende 
Schließung des letzten deutschen Siedewasserreaktors Gund-
remmingen C. Hier kritisierte die IPPNW besonders das Ver-
schweigen von Ausfällen der Hauptwärmesenke der Reaktoren, 
die als kritische Ereignisse und mögliche Auslöser von Kern-
schmelzen gelten.

ATOMENERGIE

Uranium Film Festival: 

IPPNW-Hibakusha-Ausstellung 
im Planetarium in Berlin

Pressekonferenz in Bonn:
Don’t Nuke the Climate

IPPNW-Regio Aachen: 
Tihange abschalten!

Oktober

Dezember

November

September
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SOZIALE VERANTWORTUNG

M
ehrfach hat die IPPNW im 
Jahr 2017 die Abschie-
bungen von afghanischen 
Geflüchteten nach Af-

ghanistan kritisiert. Abschiebungen in 
Kriegs- und Krisengebiete seien inhuman 
und unvereinbar mit den Menschenrech-
ten. Im Gegensatz zur Bundesregierung 
erkennt der UNHCR in seinem Bericht 
in Afghanistan nirgendwo die Vorausset-
zungen für eine „Rückkehr in Würde und 
Sicherheit“. Selbst in den von auslän-
dischem Militär kontrollierten Gebieten 
habe es im Jahr 2016 durch Gewaltakte 
und Terroranschläge mehr als 8.000 Tote 
gegeben.

Anlässlich der ersten Sammelabschiebung 
im Januar 2017 aus Mecklenburg-Vor-
pommern sprach die IPPNW von einer 
besonderen Verantwortung Deutschlands 
gegenüber jenen Menschen, die hierher 
gekommen sind, um Schutz zu suchen.

Die Petition „Keine Abschiebungen nach 
Afghanistan“ von Dr. Thomas Nowotny, 
Mitglied der IPPNW, wurde mittlerweile 
von über 80.000 Menschen unterzeich-
net. Sie richtet sich gegen die menschen-
rechtswidrigen, wie auch das Grundgesetz 

verletzenden Abschiebungen in das soge-
nannte „sichere Herkunftsland“ Afghanis-
tan.

M itte Februar gab es einen bundes-
weiten Afghanistan-Aktionstag, 

an dem sich Mitglieder der IPPNW be-
teiligten. Die AktivistInnen wiesen bei 
landesweiten Mahnwachen und Kund-
gebungen auf die sich verschlechternde 
Situation in Afghanistan hin. Wenige Tage 
danach organisierte der AK Flucht & Asyl 
einen Strategietag Afghanistan, um sich 
mit anderen Nicht-Regierungsorganisa-
tionen zum Thema „Abschiebung nach 
Afghanistan“ zu vernetzen. Die Ethno-
login und Afghanistanexpertin Friederike 
Stahlmann referierte über die humanitäre 
Lage von Rückkehrenden und ihre Chan-
cen auf familiäre Unterstützung.

Während es laut UNHCR in Afghanistan 
keine sicheren Regionen gibt, verteidig-
ten das Auswärtige Amt und das Bundes-
ministerium des Inneren in ihrem „La-
gebericht der Bundesregierung über die 
Situation in Afghanistan“ die gewaltsa-
men Abschiebungen in ein Kriegsgebiet. 
Die IPPNW reagierte darauf am 24. Fe-
bruar 2017 in einer Stellungnahme und 

widersprach dieser Einschätzung. Be-
sonders das Abschieben alleinstehender 
Männer sei heikel, da sie weder in die 
Nachbarländer noch nach Europa fliehen 
könnten. Vielen von ihnen, bleibe nichts 
anderes übrig, als sich einer der bewaff-
neten Gruppen anzuschließen. Die Rück-
führungspolitik werde so langfristig das 
Chaos in Afghanistan vergrößern und die 
Gewaltspirale anheizen.

N ach Selbstmordversuchen mehrerer 
Asylbewerber, denen die Abschie-

bung drohte, rügte die IPPNW in einer 
Presseerklärung die Abschiebung von 
psychisch kranken AsylbewerberInnen. 
„Geflüchtete werden [...] für flugtauglich 
erklärt, obwohl sie es nicht sind“, so der 
IPPNW-Arzt Tom Nowotny. Um heilberuf-
lich tätigen Menschen, die aufgrund der 
verschärften Asyl-Grundgesetzgebung 
zunehmend mit Abschiebungen kranker 
Flüchtlinge konfrontiert sind, zu helfen, 
erstellte die IPPNW eine Handreichung 
mit Handlungsempfehlungen.

Keine Abschiebung nach Afghanistan
Abschiebungen in ein Kriegs- und Krisengebiet sind inhuman
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SOZIALE VERANTWORTUNG

Armut und Gesundheit: 
Medical Peace Work Workshop

Protest:
Keine Abschiebung 
nach Afghanistan

Strategietagung:
Abschiebung nach Afghanistan

Die IPPNW unterstützte die landesweiten Mahnwachen ge-
gen Abschiebungen nach Afghanistan am 14. Januar 2017 in 
Mecklenburg-Vorpommern. Einen Monat nach dem ersten Ab-
schiebeflug nach Kabul forderten AktivistInnen in mindestens 
13 Städten einen Abschiebestopp nach Afghanistan. Allein 
in Mecklenburg-Vorpommern waren 70 AfghanInnen von der 
Abschiebung bedroht. Bundesländer wie Schleswig-Holstein, 
Thüringen und Niedersachsen hatten sich gegen die Abschie-
bungen gestellt.

Der Arbeitskreis Flucht und Asyl kritisierte die Massenabschie-
bungen in das unsichere Afghanistan und rief zur Unterstüt-
zung eines bundesweiten Aktionstages mit Demonstrationen, 
Mahnwachen und Kundgebungen am 11. Februar 2017 auf. 
Afghanistan erfülle keine der Voraussetzungen, die das UN-
Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) für eine „Rückführung in Würde“ 
aufgelistet hat, denn entgegen den Beteuerungen des Bundes-
innenministeriums erhielten kranke und traumatisierte Men-
schen nach ihrer Ankunft in Afghanistan keine Unterstützung.

Der IPPNW-Arbeitskreis Flucht & Asyl organisierte eine Strate-
gietagung Afghanistan, um sich mit anderen Nicht-Regierungs-
organisationen zum Thema „Abschiebung nach Afghanistan“ zu 
vernetzen. Afghanistanexpertin Friederike Stahlmann referierte 
über die humanitäre Lage von Rückkehrenden und ihre Chan-
cen auf familiäre Unterstützung.

Laut UNHCR-Bericht gibt es in Afghanistan keine sicheren Re-
gionen. Das Auswärtige Amt und das Bundesministerium des 
Inneren dagegen verteidigen in ihrem „Lagebericht der Bundes-
regierung über die Situation in Afghanistan“ vom Februar die 
gewaltsamen Abschiebungen in ein Kriegsgebiet. Dem wider-
sprach die IPPNW in ihrer Entgegnung auf die Stellungnahme 
vehement. Dass im vergangenen Jahr 127.892 afghanische 
Staatsangehörige einen Asylantrag in Deutschland gestellt ha-
ben – gegenüber 574 im Jahr 2007 und 32.000 im Jahr 2015 
– zeige bereits, wie bedrohlich die Situation in Afghanistan sei. 
Die IPPNW forderte eine Neubewertung der Sicherheitslage 
durch das Auswärtige Amt, welche die Realität und Einschät-
zungen internationaler Organisationen berücksichtigt.

Beim Kongress „Armut und Gesundheit“ vom 16. bis 17. März 
2017 in Berlin standen gesundheitliche Ungleichheit und die 
daraus resultierenden Herausforderungen für Politik und Ge-
sellschaft im Vordergrund. Gemeinsam mit anderen Mitgliedern 
der Plattform für Globale Gesundheit gestaltete die IPPNW den 
Veranstaltungsstrang zu globaler Gesundheit mit. Der „Medical 
Peace Work“-Workshop, bei dem der Online-Kurs und ein Pra-
xisbeispiel aus Südthailand vorgestellt wurden, war mit über 50 
TeilnehmerInnen gut besucht.

Zu Beginn des G20-Gesundheitsministertreffens, das sich mit 
globalen Gesundheitskrisen wie der Bekämpfung von Ebola und 
anderen Seuchen sowie der Eindämmung von Antibiotikaresis-
tenzen befasste, forderte die Deutsche Plattform für Globale 
Gesundheit (DPGG) ein Umdenken in der globalen Gesund-
heitspolitik. Die Ebola-Epidemie in Westafrika habe gezeigt, 
wie die Destabilisierung der betroffenen Länder durch unfaire 
Handelsbeziehungen, postkolonialen Raubbau und die systema-
tische Abwerbung von medizinischem Fachpersonal zum Aus-

Mai

Aktionstag am 11.2.: 
Demonstration in Berlin

Januar

März

Februar
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SOZIALE VERANTWORTUNG

Heal-Kampagne: 
Vorbild für Deutsche Klimaallianz

Global Health Summer: 
Klimawandel, Gewalt
und Gesundheit 

Bundeskongress:
Medinetze und Medibüros

Medizinische Altersfeststellung:
Hitzige Debatte

August

Oktober

Dezember

bruch der Epidemie beigetragen habe. In der DPPG engagieren 
sich Gewerkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbände, entwick-
lungspolitische Organisationen, WissenschafterInnen sowie so-
ziale Projekte, darunter die IPPNW.

Die IPPNW beteiligte sich im Mai am Bundeskongress der 
Medinetze und der Medibüros in Dresden. Organisiert wurden 
Stadtrundgänge von Dresden Postkolonial e. V., eine öffentliche 
Podiumsdiskussion sowie eine Abschlussaktion. Das Treffen bot 
Raum für die Diskussion von Fragen und Anliegen, mit denen 
die Medinetze und Medibüros in ihrer Arbeit konfrontiert sind.

Die IPPNW kritisierte den Beschluss der Innenministerkonfe-
renz, an den Abschiebungen nach Afghanistan festzuhalten. 
Alle einschlägigen ExpertInnen würden warnen, dass Krieg und 
Terror eine fast täglich wachsende Bedrohung des Lebens der 
Menschen in Afghanistan sind. Dennoch hatten die Innenmini-
ster der Länder angekündigt, die sogenannte freiwillige Rück-
kehr afghanischer Flüchtlinge weiter zu fördern und „Gefährder, 
Straftäter und Ausreisepflichtige, die hartnäckig ihre Mitwirkung 
an der Identitätsfeststellung verweigern“, nach sorgfältiger Ein-
zelfallprüfung immer noch nach Afghanistan abzuschieben.

Die siebte internationale Global Health Summer School fand 
zum Thema „Climate Change, Violence and Health“ in Berlin 
statt. 29 Studierende und BerufsanfängerInnen aus sieben ver-
schiedenen Ländern beschäftigen sich eine Woche lang intensiv 
mit den Ursachen von Klimawandel, dessen Auswirkungen auf 
die Gesundheit und ihrer Rolle als Engagierte aus dem Gesund-
heitssektor im Kampf gegen den Klimawandel. Auch vier Gast-
studierende des Austauschprogramms „famulieren & engagie-
ren“ aus Kenia, Nepal, Indien und der Türkei nahmen teil. Die 
Sommerakademie wurde in Zusammenarbeit mit dem Institut 
für Sozialmedizin, Epidemiologie und Gesundheitsökonomie der 
Charité in Berlin veranstaltet.

Im Oktober kamen aktive Gruppen und Einzelpersonen aus 
dem Gesundheitsbereich, die zum Thema Klimawandel und 
Gesundheit arbeiten zusammen, um gemeinsame Strategien 
zu entwickeln. Darunter auch Mitglieder der IPPNW. Die gute 
gemeinsame Arbeit führte zu dem Beschluss, die Deutsche Al-
lianz Klimawandel & Gesundheit zu gründen, mit dem Ziel der 
Bewusstseinsbildung beizutragen, Wissen über die gesundheit-
lichen Auswirkungen des Klimawandels zu verbreiten und die 
Politik durch wichtige gesundheitswissenschaftliche Argumente 
in der Bekämpfung des Klimawandels zu beeinflussen.

Zusammen mit anderen Fachverbänden übte der Arbeitskreis 
Flucht & Asyl Kritik an der von Unionspolitikern geforderten 
„medizinischen Altersfeststellung“. Der Beweis, dass eine Per-
son volljährig ist, lasse sich auch durch bildgebende Verfahren 
nicht mit der geforderten „an Sicherheit grenzenden Wahr-
scheinlichkeit“ erbringen. Die Medizin sei nicht in der Lage, 
das Alter „festzustellen“. ExpertInnen sind sich einig, dass nur 
eine grobe Schätzung mit einer Streubreite von mehreren Jah-
ren möglich ist. Es folgte eine hitzige Debatte in der Presse und 
den Sozialen Medien.

Juni

Mai
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famulieren & engagieren: 
Blick über Jerusalem

September

Sommer

Februar

Mai

INTERNATIONALES

Anfang des Jahres traf sich eine internationale Delegation von 
IPPNW-ÄrztInnen zu Gesprächen über die aktuellen Spannungen 
zwischen den Supermächten. Einen Höhepunkt auf dem interna-
tionalen Symposium in Moskau zum Thema „Globale Sicherheit“ 
stellte die Übergabe der Abschlusserklärung an Russlands Mini-
sterpräsidenten Dmitri Medwedew dar, in der eine neue Debatte 
über Abrüstung sowie eine Entspannungspolitik gefordert wurde.

Rund 50 MedizinerInnen, vorrangig Studierende aus Kroatien, 
Polen, Deutschland, Mazedonien und dem Kosovo trafen sich 
zum europäischen Studierendentreffen und dem angeschlosse-
nen Westbalkan-Treffen in Priština, Kosovo. Die erst vor Kurzem 
gegründete kosovarische IPPNW-Sektion lud zu der Konferenz 
„Strahlung und ihre Auswirkungen auf die menschliche Gesund-
heit“ ein. Auf dem Treffen wurde auch ein neuer europäischer 
Studierendenvertreter gewählt. Dominik Stosik aus Polen löst Ki-
lian Runte ab und repräsentiert nun zusammen mit Eva Lauckner 
die Interessen der europäischen Studierenden. Das gleichzeitig 
stattfindende Westbalkan-Treffen ist Teil des Projekts „Brücken 
der Verständigung“, das dann acht Studierende aus Serbien, Bos-
nien-Herzegowina, dem Kosovo, Kroatien und Mazedonien im Au-
gust nach Würzburg führte, um dort eine Famulatur zu absolvieren 
und sich untereinander besser kennen und verstehen zu lernen.

In diesem Jahr nahmen 10 Studierende an dem Austauschprojekt 
der IPPNW „famulieren und engagieren“ teil. Zielländer waren 
Indien, Kenia, Serbien, Rumänien, Kosovo, Palästina, Israel, Bos-
nien, Mazedonien und Japan. Die Studierenden haben für zwei 
Monate die Möglichkeit im Ausland eine Famulatur und ein Prak-
tikum in einem Gesundheits- oder Friedensprojekt zu machen.

Eine Gruppe von Medizinstudierenden und ÄrztInnen aus Kenia, 
Indien, Pakistan, Deutschland, Nepal, Nicaragua und Russland 
nahmen an der IPPNW-Fahrradtour vom Stützpunkt der briti-
schen Atomwaffen-U-Boote in Faslane zum IPPNW-Weltkongress 
in York teil, um die britische Zivilgesellschaft in ihrem Engage-
ment für atomare Abrüstung zu unterstützen. Die RadfahrerInnen 
trafen Politiker, organisierten Demonstrationen, gaben Interviews 
und verbreiteten Informationen über die Auswirkungen der nuk-
learen Kette auf lokaler und globaler Ebene.

Beim IPPNW-Weltkongress „Health Through Peace“ vom 4. bis 
6. September in York, Großbritannien, trafen sich auf Einladung 
der britischen Schwestersektion Medact IPPNW-ÄrztInnen und 
Medizinstudierende aus aller Welt. Die deutsche IPPNW-Sekt-
ion war mit einer großen Delegation vertreten und gestaltete 
sieben Workshops. Der Themenschwerpunkt des Kongresses 
lag auf dem Atomwaffen-Verbotsvertrag. Beatrice Fihn, Direk-
torin von ICAN, sprach über die Humanitäre Initiative und die 
Arbeit der Kampagne zur Abschaffung der Atomwaffen.

Auf dem internationalen Kongress „Human Rights, Future Gen-
erations and Crimes in the Nuclear Age“ der IPPNW Schweiz in 
Basel trafen sich ÄrztInnen und JuristInnen, um neue Erkennt-
nisse über medizinische Folgen von radioaktiver Strahlung zu 
teilen.

Im Mai und Oktober 2017 haben 3.400 Studierende am „Medi-
cal Peace Work“-Online-Kurs teilgenommen. Die IPPNW mode-
rierte die Online-Fallstudie zum Thema Atomwaffen.

Symposium in Moskau: 
Globale Sicherheit

IPPNW-Weltkongress: 
Atomwaffenverbotsvertrag 
unterstützen

Westbalkan-Treffen: 
Brücken der Verständigung

August

Oktober
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VEREIN

Vom 28. bis zum 30. April trafen sich knapp 100 Mitglieder zum 
IPPNW-Jahrestreffen in Berlin. Nach einer Podiumsdiskussion 
zur neuen US-Politik unter Präsident Trump und einem Vortrag 
von Prof. Dr. Paech über den Syrienkrieg wählte die Mitglieder-
versammlung einen neuen Vorstand. Außerdem verabschiede-
te sie mehrere Beschlüsse zu Syrien, der Großdemonstration 
gegen den G20-Gipfel, der Debatte um den Vereinsnamen und 
eine ausführliche Berliner Erklärung. Darin wird die Zunahme 
von Militarismus und Ungerechtigkeit kritisiert und ein verstärk-
ter Einsatz für Menschenrechte, Umweltschutz und Frieden ge-
fordert. Zum Abschluss des Jahrestreffens riefen die ÄrztInnen 
die Bundesregierung auf, sich an den Verhandlungen über ein 
Atomwaffenverbot aktiv und konstruktiv zu beteiligen sowie den 
Abzug der US-Atomwaffen aus Büchel durchzusetzen.

Das Sommerwochenende der Jungen IPPNW zum Thema „Ge-
sundes Arbeiten“ fand vom 9. bis 11. Juni 2017 in der Nähe 
von Kassel statt. Im Tagungshaus der Kommune Niederkau-
fungen beschäftigten sich die Teilnehmer auf individueller Ebe-
ne mit Yoga, Entspannungstechniken und Stressabbau. Außer-
dem diskutierten sie über Konzepte stationärer Versorgung und 
Strukturen im Krankenhaus.

Am 10. Dezember 2017 feierten IPPNW- und ICAN-Gruppen in 
ganz Deutschland den Friedensnobelpreis für ICAN. Eine Grup-
pe von deutschen IPPNW-Mitgliedern fuhr nach Oslo, um die 
Nobelpreisverleihung und das anschließende Konzert vor Ort 
mitzuerleben. In München stießen Friedensbewegte mit Glüh-
wein auf dem Opernplatz an, wo sie sich zur Kundgebung zu-
sammengefunden hatten. Die Bürgermeister für den Frieden 
gratulierten vielerorts, hissten die Friedensflaggen oder luden 
IPPNW- und ICAN-Mitglieder zu Veranstaltungen ein. IPPNW-
Ehrenvorstand Prof. Ulrich Gottstein und Sascha Hach (ICAN) 
trugen sich ins Goldene Buch der Stadt Frankfurt ein.

Trotz großer Visa Schwierigkeiten bei der deutschen Botschaft 
in Bagdad konnte die IPPNW-Kinderhilfe Irak drei lebensret-
tende Herzoperationen an den Universitäts-Kliniken Freiburg 
und Erlangen vermitteln. Im April und Mai 2018 erhalten zwei 
weitere irakische Kinder Herzoperationen. Die Hauptkosten 
der Operationen übernahmen Stiftungen. Die übrigen Kosten 
wurden aus den für die „IPPNW-Kinderhilfe Irak“ gesammelten 
Spenden beglichen.

April

Juni
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N
ach dem Studierendentref-
fen 2016 in Hannover ging 
es im vergangenen Jahr 
nach Lübeck. Die dortige 

Studierendengruppe empfing die 100 
TeilnehmerInnen mit offenen Armen 
und zeigte trotz des etwas durchwach-
senen Wetters die schönsten Seiten 
der Metropole mit dem Holstentor. 
Unter dem Motto „Wohin geht der 
Weg?“ beschäftigten sich die jüngs-
ten IPPNWlerInnen unter anderem 
mit Postwachstumsökonomie, Global 
Health und postkolonialistischen Denk-
strukturen in Deutschland. Lilian Tashi-
ro aus Tübingen wurde als Nachfolgerin 
von Claudia Böhm einstimmig zur Stu-
dierendensprecherin gewählt und übt 
ihr Amt jetzt zwei Jahre zusammen mit 
Max Arslan aus.

Auch „famulieren & engagieren“ fand 
dieses Jahr wieder statt. 10 Studierende 
aus verschiedenen Lokalgruppen fuhren  
nach Indien, Kenia, Serbien, Rumänien, 
Kosovo, Palästina, Israel, Bosnien, Ma-
zedonien und Japan. Der interkulturelle 
Austausch im Zeichen sozialen Engage-

ments und Friedensarbeit wird auch in 
diesem Jahr in eine weitere Runde gehen.

Des Weiteren steht die IPPNW-Aktions-
präsenz in Büchel im Fokus der Studie-
renden. Nachdem wir im letzten Jahr mit 
einem ganzen Dutzend Studierender ver-
treten waren, wollen wir dieses Jahr wie-
der zusammenkommen und klarmachen, 
dass das Engagement für eine friedliche 
und atomwaffenfreie Welt ein genera-
tionsübergreifendes Interesse ist. 

D ie studentischen Aktionen 2018 
sind wieder abwechslungsreich ge-

plant. Insbesondere auf die Vernetzung 
der jungen Strukturen der Friedensbewe-
gung innerhalb und außerhalb der IPPNW 
wollen wir als Studierendensprecher Wert 
legen. Herausstellenswerte Beispiele 
sind etwa ein Training zur gewaltfreien 
Aktion der Studierendengruppe Hannover 
im April und ein geplantes Treffen junger 
Friedensbewegter in Kassel im Herbst 
in Zusammenarbeit mit den Kritischen 
MedizinerInnen (KritMeds), der Deut-
sche Friedensgesellschaft – Vereinig-
te KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) 

und dem Jugendnetzwerk für politische 
Aktionen (JunepA). Das Studierenden-
treffen 2018 wird im November in Ber-
lin stattfinden. Auch lokal finden viele 
Aktionen, Podiumsdiskussionen und 
Vernetzungsabende statt. Bei Inter-
esse an der regionalen Gruppenarbeit 
der Studierenden sind die Ansprech-
partner auf der Studierendenseite der  
IPPNW-Webseite zu finden.

Die Studierenden sind bei Interesse 
auch auf der IPPNW-Webseite unter 
ww.ippnw.de/bit/studis

Wohin geht der Weg?
Thema beim IPPNW-Studierendentreffen in Lübeck

STUDIERENDE IN DER IPPNW
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ZAHLEN UND FAKTEN

A
uch in 2017 haben wir solide 
gewirtschaftet und trotz ge-
sunkener Einnahmen durch 
Mitgliedsbeiträge und Spen-

den (minus ~31.000 €) einen ausgegli-
chenen Haushalt erreicht. Durch unsere 
Mitgliederstruktur müssen wir weiterhin 
Jahr für Jahr mit sinkenden Einnahmen 
durch Mitgliedsbeiträge rechnen. Es 
ist noch nicht absehbar, wann und ob 
sich das wieder umkehren wird. Glück-
licherweise sind die Einnahmen aus 
den Spenden relativ stabil, obwohl wir 
auch in 2017 einen Rückgang von rund 
22.000 € verzeichnen mussten, der aber 
mit dem späteren Aufruf zu Weihnachts-
spenden erklärt werden kann. Denn 
über die Jahresgrenze wurde die Diffe-
renz fast eingeholt und der Weihnachts-
brief erreichte damit fast dasselbe Ergeb-
nis wie im Vorjahr (2017/18: ~120.000 € 
zu 2016/2017: ~123.000 €). Alles, was 
nach dem 1.1.2018 eingeht, kommt aber 
eben erst dem Haushalt 2018 zugute.

Neu war dieses Jahr ein Spendenaufruf 
für eine weitere Anzeige, dieses Mal für 
das Atomwaffenverbot in der Frankfur-

ter Rundschau, Frankfurter Neue Presse 
und der regionalen Rhein-Main-Beilage 
der FAZ. Die Anzeige kostete ~21.000 € 
(erfasst unter Kommunikationskosten) 
und erzielte Spendeneinnahmen von 
rund 32.000 €, was zu höheren Ein-
nahmen bei den zweckgebundenen 
Spenden führte. Diese Spenden sind 
nur deshalb geringfügig höher als im 
Vorjahr, da z. B. Kongressspenden, 
Spenden für die Internationale IPPNW 
und die Japanhilfe geringer ausfielen 
oder ganz wegfielen. Außerdem gab es 
unter den zweckgebundenen Spenden 
auch einen leichten Rückgang der Ein-
nahmen aus der alljährlichen Fukushi-
ma-Tschernobyl-Anzeige von ~7.000 € 
(2017: 87.024 € zu 2016: 94.262 €).

Auffällig sind die geringeren Ein-
nahmen bei den Teilnahmebeiträ-

gen für Veranstaltungen, denn in 2017 
fanden keine großen Kongresse statt, 
die in 2016 zu ~45.000 € Teilnah-
mebeiträgen führten. Das bedeutete 
auch auf der Kostenseite weniger Aus-
gaben für Veranstaltungen (Ersparnis 
~31.000 €), Reisekosten (minus 

~28.000 €) und Honorare (minus 
~12.000 €). Für die jährliche Global 
Health Summer School konnten dieses 
Jahr zum ersten Mal Drittmittel von 
Brot für die Welt eingeworben werden. 
Das Projekt wurde mit 3.128 € geför-
dert (dargestellt unter Zuschüsse mit 
Zweckbindung). Unter diesem Posten 
sind außerdem EU-Mittel erfasst, eine 
Restzahlung für das abgeschlossene 
„Medical Peace Work“-Projekt, die für 
Folgeprojekte Verwendung finden soll. 
Wenn man die Summe der Einnahmen 
und Ausgaben gegenüberstellt, liegen 
die Einnahmen mit rund 1,062 Mio. € 
um ~48.000 € über den Ausgaben. Die-
ses positive Ergebnis ist aber vor allem 
dadurch entstanden, dass keine großen 
IPPNW-Ereignisse stattgefunden haben. 
Die niedrigeren Ausgaben konnten auch 
durch weitere Einsparungen bei den 
Personalausgaben in Höhe von rund 
18.000 € erreicht werden. Zusammen-
fassend haben wir gute Vorarbeit für 
künftige finanzielle Herausforderungen 
geleistet, die uns einigermaßen optimis-
tisch in die Zukunft blicken lassen kann.

Die IPPNW in Zahlen
Finanzbericht 2017
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ZAHLEN UND FAKTEN

Aktiva 2017 2016 Passiva 2017 2016
EUR EUR EUR EUR

Anlagevermögen Eigenkapital
Grundstücke und Gebäude 1,00 1,00 freie Rücklage 293.467,89 274.531,22

Umlaufvermögen zweckgebundene Rücklagen
Forderungen 6.915,00 9.228,76 Instandhaltung Haus Stade 69.794,28 65.133,67
Sonstige Forderungen 0,00 2.000,00 Betriebsmittelrücklage 240.000,00 240.000,00
Kassen- und Bankguthaben 863.640,46 800.945,61 Kinderhilfe Irak 64.141,20 62.906,43

Klage Biblis 36.153,33 36.153,33
Rücklage KSZMNO 10.575,63 10.575,63
sonstige zweckgebundene Rücklagen 57.179,24 59.812,94
Rücklage Etat 2017 0,00 43.000,00
Rücklage Etat 2018 72.000,00 0,00

Summe Eigenkapital 843.311,57 792.113,22

Rückstellungen
sonstige Rückstellungen 6.195,00 3.500,00

 Verbindlichkeiten
sonstige Verbindlichkeiten 21.049,89 16.562,15

870.556,46 812.175,37 870.556,46 812.175,37

Bilanz zum 31. Dezember 2017

Kostenaufteilung 2017 nach Arbeitsbereichen

 Verwaltung EUR
Personalkosten 93.361,38
sonstige Kosten 87.805,66
(2016 = 164.360,71) 181.167,04

 Internationale Kooperationsprojekte            EUR
Personalkosten 25.683,46
Unterstützung Internationale IPPNW 36.350,83
f&e – practise and engage 17.205,94

Internationale Anzeige 
Atomwaffenverbot 30.371,61

ICAN international 4.542,37

Bridges of Reconciliation 5.996,98

Sonstiges (Europäisches Studieren-
dentreffen, ICAN, Uranium Mining, 
Nuclear Chain) 19.931,00
(2016 = 121.302,26) 140.082,19

 Verein EUR
Personalkosten 132.625,90
VS-Sitzung / MV / Jahrestreffen 18.502,41
Regionalgruppenarbeit 9.912,80
Studierendenarbeit 2.331,27
Fundraising 12.539,42
Tschernobylanzeige 36.701,41
Beratung / Fortbildung / s. Kosten 16.911,96
(2016 = 242.668,60) 229.525,17

 Öffentlichkeitsarbeit EUR
Personalkosten 113.864,40
IPPNW-Forum 40.498,59
Publikation / Internet / Amatom /sonst. 16.081,08
(2016 = 161.704,90) 170.444,07

(ohne Rücklagenverbuchungen, steuerlicher Wirtschaftsbetrieb und Kosten Vermögensverwaltung)

 Frieden EUR
Personalkosten 73.919,59
a) Atomwaffen
Trägerkreis Atomwaffen abschaffen 7.531,59
ICAN Campus / AK ICAN 3.265,28
IPPNW-Atomwaffenarbeit, 
Uranmunition 7.316,50

b) Krisenregionen
Deutschland – Türkei – Kurdistan 7.698,36
50 Jahre Besetzung in Palästina 1.172,30
Kinderhilfe Irak 772,00
Sonstiges (Mauerbau, Syrien-Reise) 1.427,75

c) Veranstaltungen, AK, Kooperationen
AK Süd / Nord 1.780,75
Friedensbewegung stärken 3.494,94
Sonstiges (Campaigning for Peace, 
Aktion Aufschrei u. a.) 4.312,30
(2016 = 165.770,19) 112.691,36

 Soziale Verantwortung EUR
Personalkosten 21.491,58
Global Health / Summer School 2017 11.139,24
AK Flucht & Asyl 2.001,05
Sonstiges (E-Card, Netzwerkarbeit 
med. Flüchtlingshilfen / Forum 
Menschenrechte) 1.632,84
(2016 = 77.571,30) 36.264,71

Mitglieder 31.12.2017 31.12.2016

Ärztinnen/Ärzte 5.083 5.129

Studierende 449  455

Fördernde Mitglieder 440  446

Insgesamt 5.972 6.030

Mitg l iederentwick lung

Leider verzeichnen wir auch 2017 einen 
Rückgang der Gesamtmitgliederzahl.  
Erfreulich ist allerdings ein leichter Anstieg 
bei den Fördermitgliedern. Ausstieg aus der Atomenergie EUR

Personalkosten 69.420,58
AK Atomenergie / 
Sachkosten Atomreferent

2.933,38

Brennstoffelemente-Exportstopp 4.123,50
Trägerkreis Atommüllreport 2.227,35
Niedrigstrahlung / gesundhtl. Folgen 1.819,47
sonstige Projekte 4.549,18
(2016 = 179.965,19) 85.073,46
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Einnahmen 2017 2016
EUR EUR

Ideeller Bereich

Beiträge 657.403,11 667.008,00
freie Spenden 170.129,99 195.421,59
Spenden mit Zweckbindung 170.387,67 166.720,76
Zuschüsse mit Zweckbindung 17.647,00 24.727,96
Veranstaltungen 52.701,1310.275,90
Palästinareise (Reisegebühren) 0,00 31.110,00
Nachlässe und Vereinsaufl ösung 0,00 0,00

Vermögensverwaltung

Vermögenserträge (Zinsen / Miete) 11.400,00 11.597,36

Erträge aus Zweckbetrieb 5.235,20 7.743,32

wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 1.523,11 4.728,36

Verbrauch / Aufl ösung von Rücklagen 18.374,03 127.984,81

Einnahmen gesamt 1.062.376,01 1.289.743,29

Ausgaben 2017 2016
EUR EUR

Ideeller Bereich

Gehälter und soziale Aufwendungen 527.882,45 545.525,25

Honorare und Fortbildungen 39.360,06 51.452,86

Kampagnen und Unterstützungen 82.502,46 87.089,56

Kinderhilfe Irak 772,00 27.554,73

Druckkosten 48.426,93 48.240,58

Kommunikationskosten 103.831,47 74.764,54

Raumkosten 43.332,23 47.352,60

Reisekosten 58.685,38 86.446,54

Kosten Palästinareise 0,00 35.697,70

Recht, Beratung, Abschlussprüfung 9.664,80 11.565,83

Veranstaltungen 41.072,84 72.016,60

sonstige Kosten 33.306,24 31.549,22

Vermögensverwaltung

Vermögensaufwendungen 243,38 243,38

Aufwendungen Zweckbetrieb 2.795,34 2.018,05

Aufwendg. wirtschaftl. Geschäftsbetrieb 928,05 2.384,12

Zuführung zu Rücklagen 21.635,71 127.984,81

Zuführung zu Rücklagen aus Überschuss 47.936,67 37.856,92

Ausgaben gesamt 1.062.376,01 1.289.743,29

 Aufwands- und Ertragsrechnung, 1. Januar bis 31. Dezember 2017

Verein
EUR 229.525

24 %

Verwaltung
EUR 181.167

19 %

Soziale Verantwortung
EUR 36.264

4 %
Frieden

EUR 112.691
12 %

Ausstieg 
Atomenergie
EUR 85.073

9 %

Öffentlichkeitsarbeit
EUR 170.444

18 %

Internationale
Kooperationsprojekte

EUR 140.082
15 %

„Nach unserer Beurteilung 
entspricht die Jahresrech-
nung den gesetzlichen 
Vorschriften sowie den 
Grundsätzen für die Rech-
nungslegung von Vereinen.“

Auszug aus dem Prüfungsbericht
Stuttgart, 19.03.2018
Detlef Siebeck
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater

Wir danken allen 
unseren Mitgliedern 
und SpenderInnen, 
die durch ihre Unter-
stützung zu diesem 
guten Jahresergebnis 
2017 beigetragen haben.
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Vielen Dank!
Ohne Ihre Unterstützung wäre unsere Arbeit nicht möglich

750 Ärztinnen und Ärzte haben die Anzeige zum Atom-
waffenverbot in der Frankfurter Rundschau unterzeichnet.

ÜBERBLICK

9.492 Menschen haben im Jahr 2017 an die 
IPPNW gespendet – viele Mitglieder zusätzlich 
zu ihren Jahresbeiträgen.

5.972 Mitglieder haben die IPPNW 2017 mit  
ihrem Jahresbeitrag unterstützt.

3.472 Menschen folgen uns auf 
Twitter (Stand April 2018).

3.704 Menschen sind unsere Fans auf 
Facebook (Stand April 2018).

2.153 Menschen haben die Fukushima-
Tschernobyl-Anzeige 2017 mit ihrer Unter-
schrift und einer Spende unterstützt.

2.080 Menschen haben den Atomenergie-News- 
letter abonniert.

2.240 Menschen haben den IPPNW-Newsletter  
abonniert und informieren sich regelmäßig über  
unsere Arbeit.

Menschen haben an IPPNW-Jahrestreffen und Mit-
gliederversammlung in Berlin teilgenommen.91 
Menschen haben sich am internationalen Sym-
posium für ein Verbot von Atomwaffen in 
Büchel beteiligt und gegen Atomwaffen protestiert.70

IPPNW-Studierendengruppen treffen sich regelmäßig, 
um sich auszutauschen und Veranstaltungen zu planen.20

Menschen engagieren sich als AnsprechpartnerInnen 
für die IPPNW-Regionalgruppen.61
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Überall in Deutschland aktiv
IPPNW-Regionalgruppen, Studierendengruppen und Medinetze

IPPNW-Regiona lg ruppen

Aachen
Aalen
Aschaffenburg 
Augsburg
Berlin
Brandenburg (Havel)
Braunschweig
Bremen
Friedensinitiative
Calwer Ärzte
Dortmund

Düren
Düsseldorf
Eckernförde
Flensburg 
Frankfurt
Freiburg
Gera 
Gießen / Mittelhessen 
Göttingen
Hadeln-Kehdingen 
Hagen 

Hamburg
Hamm / Soest 
Heidelberg 
Herford
Höxter 
Ilmenau
Jena/Gera 
Kiel 
Köln 
Konstanz 
Leverkusen 

Lübeck
Lüdenscheid
Mainz-Wiesbaden 
Mannheim 
Mönchengladbach 
München 
Nürnb.-Fürth-Erlangen
Nürtingen
Oberberg 
Osnabrück
Ostwestfalen

IPPNW-Studie ren-
dengruppen

Potsdam 
Ravensburg 
Radolfzell 
Reutlingen 
Rostock 
Rotenburg (Wümme)
Saarland 
Schwarzwald-
Baar-Heuberg 
Siegen-Olpe-
Wittgenstein
Solingen 
Stade 
Stuttgart 
Tübingen
Ulmer Ärzteinitiative
Kreis Waldshut 
Weiden
Wuppertal
Würzburg
Vulkaneifel

Berlin
Bochum
Dresden
Düsseldorf
Gießen
Göttingen
Hannover
Heidelberg/Mannheim
Homburg
Jena
Leipzig
Lübeck
Mainz
München
Münster
Regensburg
Rostock
Ruhr-Uni Bochum und 
Uni Witten-Herdecke
Tübingen
Würzburg
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Vorstand
Dr. Alex Rosen (Vorsitzender),
Kinderarzt, Berlin
Susanne Grabenhorst 	  
(stellv. Vorsitzende),
Ärztin für Psychiatrie/Psychotherapie, 
Mönchengladbach
Dr. Sabine Farrouh (Schatzmeisterin),
Ärztin für Anästhesie und Palliativ-
medizin, Offenbach
Carlotta Conrad (Beisitzerin),	  
Ärztin, Dresden	  
Dr. Inga Blum
Assistenzärztin für Neurologie, 	  
Hamburg
Claudia Böhm
Medizinstudierende, Lübeck
Eva Clemenz 
Ärztin, Berlin
Henry Stahl
Arzt für Neurologie, Psychiatrie und	
Psychotherapie, Eschwege

Dr. Helmut Lohrer 
(International Councillor),
Arzt für Allgemeinmedizin, 
Villingen-Schwenningen
Dr. Eva-Maria Schwienhorst-Stich
(stellvert. International Councillor),
Ärztin, Frankfurt

Ehrenvorsitzender:
Prof. Dr. Ulrich Gottstein 
Chefarzt für Innere Medizin i.R.,
Frankfurt

Geschäftsstelle
Xanthe Hall, Geschäftsstellenleitung,  
xanthe@ippnw.de, 030 / 698074-12
Dr. Jens-Peter Steffen, Geschäfts-
stellenleitung, steffen@ippnw.de, 
030 / 698074-13
Lale Demirkan, Teamassistenz, 
demirkan@ippnw.de, 030/698074-16
Ewald Feige, Logistik und Finanzen, 
Atomenergie, Studierendenarbeit, 
feige@ippnw.de, 030 / 698074-11
Isolde Keller & Christina Wendt,  
Finanzen und Mitgliederbetreuung 
keller@ippnw.de, 030 / 698074-18

ReferentInnen:
Xanthe Hall, Internationales,  
Atomwaffen, xanthe@ippnw.de, 
030 / 698074-12  
Maren Janotta, f&e, Global Health  
Summer School, Medical Peace Work 
janotta@ippnw.de, 030 / 698074-17
Henrik Paulitz, Atomenergie,  
Energiewende, paulitz@ippnw.de, 
06257 / 5051707 
Dr. Jens-Peter Steffen, Frieden, 
Fundraising, steffen@ippnw.de,  
030 / 698074-13 

Öffentlichkeitsarbeit:
Angelika Wilmen
Pressesprecherin, Koordinatorin der 
Öffentlichkeitsarbeit  
wilmen@ippnw.de, 030 / 698074-15
Samantha Staudte
Assistentin Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit/Redaktion IPPNWforum 
staudte@ippnw.de, 030 / 698074-14

 

AK Atomenergie

engagiert sich für den Atomausstieg, klärt 
über die gesundheitlichen Folgen von 
Tschernobyl und Fukushima auf, mischt 
sich in die Debatten um die Energiepolitik, 
den AKW-Rückbau und die Atommüll-Ent-
sorgung ein und propagiert die Energie-
autonomie als friedenspolitische Strategie.
Ansprechpartner: Henrik Paulitz 
06257/5051707, E-Mail: paulitz@ippnw.de 
 
AK ICAN – Atomwaffen abschaffen
widmet sich dem Gründungsthema der 
IPPNW: der Abschaffung aller Atomwaffen. 
Als ÄrztInnen können wir einen wichtigen 
Beitrag zur Debatte um die humanitären 

Folgen von Atomwaffen leisten und arbei-
ten auf deutscher und internationaler Ebe-
ne eng mit ICAN für ein Atomwaffenverbot 
zusammen.
Ansprechpartnerin: Inga Blum
E-Mail: ingablum@gmx.de

AK Flucht & Asyl
tauscht Erfahrungen aus über die Arbeit 
mit Flüchtlingen, Kampagnenarbeit für die 
medizinische Versorgung von besonders 
schutzbedürftigen Flüchtlingen und Men-
schen ohne Papiere. Vertretung der IPPNW 
im Forum Menschenrechte und in der BAG 
Pro Asyl.
Ansprechpartnerin: Isolde Keller  
030 / 698074 -18
E-Mail: keller@ippnw.de

 
AK Süd-Nord
bearbeitet das Thema „Root Causes of 
Conflicts in the Age of Total Market“.
Ferner geht es um die Rolle Deutschlands 
in den Konflikten der Welt. Mit dem „Body 
Count“ werden bleibende Themen wie mi-
litärische „humanitäre Interventionen“ und 
„Anti-Terror-Kriege“ entlarvt. Bearbeitet 
werden auch Alternativen zu einer neolibe-
ralen Politik, die zu Spaltung von Staaten 
und Gesellschaften, zu Kriegen und Um-
weltzerstörungen führt.
Ansprechpartner: Dr. Helmut Fischer 
E-Mail: Dr.Helmut.Fischer@gmx.de

AK Medical Peace Work	  
Die Arbeit des AK ruht zur Zeit.
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